
Szebtes HeflHERDER JahrgangORRESPON  EN Jaulı 197Q
Streng UN ezgentlich geredet, 5E dıe Sache des chrıstlichen Glaubens das Heıl der Welt
und NUYT mıittelbar das Wohl der Welt. Wer dıese Unterscheidung UN damit den
Prıiımal des Glaubens: auf gıbt, der Derwirrt n”ıcht NuUT das Christliche, sondern gefährdet
auch das Politische. Gerhard Ebeling

Die Kırche und die sozlal-liberale Koalition
Den etzten Landtagswahlen 1N den Bundesländern Nıe- sichtspunkte, die 1n besonderer Beziehung ZUur kirchlichen
dersachsen, Nordrhein-Westfalen un Saarland 71ng Diakonie stehen, 1m Vordergrund: die Entwicklungshilfe,
nıcht NUur eın harter un nıcht gerade emotionstreier Wahl- die Gastarbeiterfrage, die Bildungs- und Eigentumspoli-

tik, die Strafrechtsreform, die Friedenspolıitik miıt Bezugkampf der Parteıen OTaus, In ıhn mischten sich, hervor-
gerufen durch gelegentliche Attacken VO  3 polıtischen aktuellen deutschland- un ostpolıtischen Inıtiatiıven.
Mandatsträgern un: durch bischöfliche Enuntiationen, Fragen der politisch-gesellschaftlichen Selbstdarstellung
teils offene, teıls unterschwellige Auseinandersetzungen 1mM Verhältnıis Kirche—Parteien—Regierung scheinen dabej
zayıschen Kırchenvertretern UunN Parteıen. Unmiuittelbar keine hervorragende Rolle gespielt haben DDas Ver-
1n die Kontroversen verwickelt WAar W1e schon VOL den ältnıs Parteien—Kirche wurde L1LULE 1m Kommunique mıi1ıt
etzten Bundestagswahlen die FDP, miıt einbezogen WAafl, den Vertretern der FDP angesprochen. Dabei wechselte

IMNan oftensichtlich Freundlichkeiten, die eiınen tast pıkan-vermutliıch mehr, als s1e selber N sah, die SPD, wenn
auch fast ausschliefßlich 1n Nordrhein-VWestfalen: ındirekt ten Kontrast Jüngsten, sıch auftf christliche Grundsätze
betroften War davon auch die CD  e Kırchlicherseits mel- berutendenden katholischen Enuntiationen ergaben: Mıt-
deten sich tast ausschlief{fßlich katholische Vertreter glieder des Rates hätten die große Bedeutung gewürdigt,
Wort, hıer allerdings, WwW1e sıch zeıgte, nıcht NUur Bischöfe, die der Liberalismus 1m geistıgen und politischen Leben
sondern auch einzelne diözesane Gruppen, ate un Ver- Deutschlands gehabt habe „Dieses Erbe se1 heute
bände Zu den evangelischen Gepflogenheiten hatte nıe unaufhebbarer, als Entwicklungstendenzen der Gesell-
gehört, VOor den Wahlen primar polıtischen oder gal chaft immer mehr autf ıne Einschräkung des treien Le-
tagespolıtischen Gesichtspunkten den Wiähler appel- bensraumes für den Menschen hinausliefen.“ Der Kirche
lieren oder Sar bestimmte Kategorien VO  = Kandidaten der Retormatıon gehe be] ıhrem Diıenst der wı1ıssen-

schaftlich-technisch gepragten Gesellschaft gerade die-der eıne bestimmte Parteı bevorzugt empfehlen.
Evangelische Kirchenmänner halten sıch auch heute —_ SCMN Raum menschlicher Freiheit. Angst VOTLr einem „libera-
ru|  ck, sıch 1n beiden Kirchen aut breiterer Basıs eın listischen Vormarsch“, W1€e S1e iın der Spätphase des Wahl-
verändertes polıtısches Bewußltsein auspragt, das unmıt- kampftes VO Bischot VO  3 Münster, Tenhumberg,
telbar kaum noch parteıpolıtisch Orlıentiert 1St, sondern Zzu Ausdruck gebracht wurde, WAar da keine festzustel-
sıch mehr die ethische Substanz des Politischen, un len, höchstens in dem ohl nıcht primär 1Ur die FDP
ZWar nıcht 1m Sınne eıner umiassenden kırchlichen Sozıial- gerichteten Hınweıs, die Kırche könne ihren Auftrag der

Wahrung menschlicher Freiheıit » besten 1n der Formlehre, sondern ethische Ma{(stäbe 1mM politischen Ent-
scheidungsprozeß bemüht. Dieser Form politischer der Volkskirche ertüllen“.
Diakonie dienten die zahlreichen evangelischen enk-
schriften der etzten Jahre Erinnert se1l 1Ur die Ver- Streıt ım Wahlkampftriebenendenkschrift Von 1965 (vgl Herder-Korrespon-denz Jhg., 699 ff un: die „Studie über die Von solchen Freundlichkeiten WAar 1in katholischen Ver-
Friedensaufgaben der Deutschen“ (vgl Herder-Korre- lautbarungen wen1g spuren. Man mochte sıch darüber

kaum wundern, nachdem die erstien „Angriffe“ VO  - polı-spondenz Jhg., 178 Dieses verstärkte Bemühen
eine politische Diakonie mMI1t veränderten Schwerpunk- tischer Seıte, un wiederum ausgerechnet VO  e} der FDP

ten und Methoden kam auch in etzter eıit wiederholt kamen un wieder einmal einen katholisch priviıle-
Zum Ausdruck, beispielsweise 1n getrenNNten Begegnungen ov1erten Ort staatlich-kirchlicher Auseinandersetzung be-
Mıt Parlamentariern der drei Bundestagsfraktionen n trafen: die Schulfrage. Man hatte zudem gerade 1n ord-
läßlich der Sıtzung des Rates und der Kırchenkonterenz rhein-Westtalen den Eindruck9 IN  z} betrachte
der EKD Ende Aprıl 1970 1n Bonn. ach den allerdings VO:  - bestimmter Seıite die Schulfrage NUur als Spiıtze eınes

Eısberges diese und ähnliche Formulierungen wurdenaußerst knappen Kommuniques der Leıtung der EK  —
standen ber damals bonkrete gesellschaftspolitische e gelegentlich gebraucht den FEinflu{fß der Kirche 1M
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Ööftentlichen Raum zurückzudrängen. Begonnen hatten die dern sprach VO  3 einem möglichen künftigen Cl
Auseinandersetzungen mıiıt Hınweısen des Vorsitzenden der turkampf Grundschulen UN Kindergärten“. Die
SPD-Landtagsfraktion 1n Düsseldorf, Ray, anläßlich niıedersächsischen Bischöte an  en autf den Angriff

VO  ; (Gross nıcht mınder polemisch: Mıt seiner Ankündi-einer Tagung 1n der Katholisch-Sozialen Akademıe in
Münster, ın denen diese Aus bıldungs-, ber auch AUS kon- Sung, künftig Kontessionsschulen unmöglıch machen
fessionspolıtischen Gründen eıner Entkonfessionalisierung wollen, habe der FDP-Mann den Katholiken 1n Nıeder-
der Grundschule 1in Nordrhein-Westtalen das Wort sachsen eindeutig klargemacht, w WE nıcht bereit 1St, ihre
redete, Hınvweıis aut das Godesberger Programm der Glaubensüberzeugung un Gewissensfreiheıit achten
SPD die „gemeınsame Erziehung aller Kınder“ forderte un ıhnen ermöglıchen, als katholische Staatsbürger

sıch treı tür ıne gesetzlıche Schultorm entscheidenun sıch 1n Konsequenz dieser Aussage auch AauUsSSCc-
dehnte Förderung V“O:  x Schulen ın freier Trägerschafl können“. Die Infragestellung der Tauglichkeit des Kon-
aussprach. Sıe wurden {ortgesetzt durch die Feststellung kordats auch Katholiken wıesen S1e entschieden als

Unterstellung“ Zzurück. Die Intervention der Bischöfe Ver-des nordrhein-westfälischen Innenminıisters, Weyer, 1
einer Wahlfernsehdiskussion, die FDP werde gleich nach anlaßte das FDP-Landespräsidium ımmerhın einer AD-
den Landtagswahlen eınen Antrag auf Entkonfessionali- schwächung der Erklärungen VO  3 (3rOss: INAan werde den

Vertrag MI1t dem Vatikan selbstverständlich einhalten.sıerung der Grundschulen einbringen, un durch verschie-
dene AÄufßerungen VO  a einzelnen SPD- und FDP-Vertre- In Nordrhein-Westtalen wurde der Streittall aber nıcht

rasch entflochten. Nach einer Gegenstellungnahme VONtern über die Notwendigkeit einer Reinigung der Verfas- Rau un!: eiınem Oftenen Briıet VO SPD-AbgeordnetenSUNS des Landes Nordrhein-Westfalen DO:  S konfessionell
gepragten oder allzu hıirchennahen Elementen. Der Streıit reagıerte Bischof Tenhumberg nochmals und konkreti-

sıerte seine Vorwürte. Solange die SPD nıcht auf Da-oriff ebenfalls über die FDP über autf Niedersach-
SCH, W: der FDP-Landesvorsitzende, GrOSS, polemisch gandistische un heimliche Bevorzugung der (Jemeın-

ankündigte, die FDP-Leute sel'en die ersten, „  1e€ dabei schaftsschule auf dem Verwaltungswege verzichte und in
ıhren Parteikadern ausreichende Toleranz O:  9 bleibesınd, Konftessionsschulen 1in Niedersachsen künftig unmOg-

lich machen“, un: iıne entsprechende Änderung des der „kulturpolitische Zündstoft“ 1m Raum. Der Bischof
Nziedersachsen-Konkordates VO 1965 forderte, dessen VO  e unster verwıes autf über 100 Verwaltungsstreitver-

tahren, die VO  3 katholischen Stellen einseıitiger Be-Korrekturbedürftigkeit seiner Meınung nach heute auch
vorzugun der Gemeinschaftsschule nach dem Schul-

VO:  ; kırchlicher Seıite eingesehen werde. TIrotz amtlicher kompromui(f5ß VO  3 968/69 geführt worden sejen. Auch dieZurückhaltung der PD-Spitze 1n Nordrhein-Westfa- Warnung VOT kulturkämpfterischen uständen währendlen Ministerpräsident ühn erklärte VOT un nach der nächsten Legislaturperiode hielt Tenhumberg autf-der Wahl, werde keine Regierungsinitiatıve 1n Sachen recht. Die Heftigkeit seiner Erklärungen überraschten W C6-Entkonfessionalisierung der Schule geben, die Regierung nıgstens außerhalb Nordrhein-Westfalens viele, da geradewerde aber ıne AUS dem Parlament kommende Inıtiatıve Bischof Tenhumberg während der Zeıt, 1n der Leıter des
nıcht behindern WAar bei einzelnen SPD-Rednern das Katholischen Büros in Bonn Wr un über gute Kontakte
Verlangen nach eiıner solchen Inıtiatıve offensichtlich nıcht SPD-Vertretern verfügte, sıch Verdienste eıne
wenıger ausgepragt, da einzelne dıe bisherige Zurück- weıtere Entspannung 7zayıschen SPD Un hatholischer
drängung der Konfessionsschulen als die größte kultur- Kirche erworben hatte un sıch auch Jjetzt noch autf diese
polıtische Tat der SPD/FDP-Koalıition bezeichneten. Entspannungsbemühungen, insbesondere aut seine Kon-
Der heftige Widerspruch VO  - ırchlicher Seıte konnte nıcht takte MIt H. Wehner berief. Zudem Wr derselbe Bischof
verwundern, zumal die Angrifte mehr oder wenıger di- TSLT wenıge Wochen vorher 1n einer Fernsehaufzeichnungrekt auf das Verhalten der katholischen Kirchenführung seiner Person für iıne anzustrebende Äquidistanz der
7zielte un: die CDU ihrerseıts LLUL sehr schwach für ıne Kirche den politischen Parteıen eingetreten. Bıs
konsequente Verteidigung des Konfessionsprinzips weıt sel, muüfßten allerdings auch auf seıten der SPD
gewınnen WAar. Das galt reilich primär Ur für ord- ein1ıge die Kiırche anders csehen. Aber 1n Brieten
rhein-Westfalen, während der Angrıiff aut das Nıeder- seine Kritiker blieb damals bei seiner Perspektive:sachsen-Konkordat, das durch Art bei Einführung der Langfristig se1l tfür ein olk gefährlich, „ WENN seine
Gemeinschaftsschule als Regelschule den begrenzten We1ı1- Parteıen ideologischen Blöcken werden“. Mıt dieser
terbestand VO  a} Kontessionsschulen sicherte, VO  a beiden Meinung wI1sse siıch übrigens mIit maßgeblichen CDU-
Parteıen, SPD un: CDU, die dem Konkordat 1965 - Politikern ein1g.stımmten, zurückgewlesen wurde.
Den bıirchenamtlichen Protest 1m Wahlkampf eröftnete
der Bischof VO: unster MI1t eiıner auch VO der Dechan-

Das Wort, das nıemand freute
tenkonferenz des Bıstums gebilligten Erklärung der bi- Solche Hoftinungen schıenen I1U. 1M Wahlkampf tern-
schöflichen Pressestelle (Wortlaut ın KNA, Z0); iın gerückt, 7zumal CS nıcht be1 Erklärungen eines einzelnen
der die Katholiken aufgefordert wurden, die VO  3 SPD- blieb, sondern bereits wenıge Tage nach der ersten Er-
Kreısen, der Bischoft bezog sıch auf die AÄußerung VO  3 klärung VO  3 Bischof Tenhumberg eın „Wort der Bischöfe
Rau 1n Münster, angekündiıgte Beschränkung des Rechts N Nordrhein-Westfalen ZUY Landtagswahl 7A0 folgte,
auf treıe Schulwahl „be1 ihrer Wahlentscheidung ernstlich das WAar nıcht ıne bestimmte Parte1 gerichtet WAafl,

bedenken“. Der Bischof fuhr schwere Geschütze aut aber den Appell VO Bischof Tenhumberg spezifizlerte,
Dıie treıe Schulwahl durch die Eltern se1 „eın Grundrecht iındem nach altgewohnter Formulierung die Katholiken
der Demokratie“. Er berief sıch autf die Menschenrechts- dazu aufforderte, „die Verantwortung für NSeIC Zukunft
konvention der un auf die europäische Konventıion LLUL solchen Frauen un Männern (Zzu) übertragen, die in
der Menschenrechte. Er prognostizierte nıcht NUur VeI - ıhrem Handeln bewiesen haben, da{fß S1e VO  a christlichen

Grundsätzen geleıitet sınd un: christliche Grundanlıegenschärfte Auseinandersetzungen u die Schulfrage, SON-
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entschieden vertreten“. Von den Bereichen bzw Fragen- VON nıcht wenıgen als „eklatante und einseıtige Wiähler-
kreısen, solche „christliıchen Grundanlıegen“ entschieden beeinflussung“ bezeichnet wurde, War iın seiınem Sach-
werden, nanntifen die Bischöte drei: das deutsche Bildungs- gehalt zew1f nıcht oder für ıne bestimmte Parteı
I1, die Publizistik, die Ööftentliche Sıttlichkeit. Der gyeschrieben; WAar aber oftensichtlich nıcht blofß auft
Wortlaut ze1gt, da{fß die Bischöte mı1t ıhrer Stellungnahme Nordrhein-Westtalen beschränkt, wurde in ıhm doch VO  -

nıcht 1Ur tagespolıtısche Bezuüge VOT Augen tühren woll- Themen gesprochen, die gegenwärt1g, besonders gilt das
tcN; ennoch erschıen schon der zıtlerten Schlufß- für Fragen der Bildungs- un Rechtspolitik, VO bundes-
formuliıerung un der Schärfe des Oons vielen als S- politischer Aktualıtät sind. Es handelte sıch Z srößeren
politisches Kampfwort. Zum ersten Fragenkreıs, ZU Bıl- Teil Grundlagenfragen, VO  e} denen uch 1n diesem
dungswesen, forderten die Bischöfe „be1 voller Anerken- Heft einıge gestreift werden (vgl 325 un:' 333) Kar-
nung der beruflichen Ertordernisse“ erster Stelle „das dinal /aeger Wr urchaus 1m Recht, WEeNnNn protestie-
Recht autf eiıne allgemeine un den SanNnzCch Menschen renden Priestergruppen gegenüber versicherte, mMIt dem

Wort ZUur Wahl habe INan die christlichen Kandidaten ınberücksichtigende Bıldung“. Grundlage mMuUsse das Recht
des einzelnen aut freie Wahl des Berufes und der Bıl- allen Parteı:en gemeınt. Die Rıchtigkeit dieser Aussage C1I-

dungswege seıin un leiben. Nıcht mınder musse das Recht wIı1ıes sıch uch öftentlichen Erklärungen VO  3 (ADU=
Politikern, die, w 1e der CDU-Vorsitzende, K ıe-der freıen Gruppen iın der Gesellschaft erhalten bleiben,

„ihre eigenen schöpferischen Möglichkeiten auch 1m SInger, und der CDU-Spitzenkandıdat für Nordrhein-
Bildungswesen verwirklichen“. Daraus Westfalen, Köppler, recht platonisch das Recht der Bı-

schöfe bekräftigten, w1e geschehen ZUr Wahl Stellungfolgerten die Bischöfte, „unbeschadet des allgemeinen Auftf-
sichtsrechtes des Staates“, für alle Erziehungsberechtigten nehmen, ber siıch W1€e Kıesinger einer klaren Zustimmung
das Recht, „solche Schulen wählen, die ıhnen ıne Lr- versagten der WwW1€e Köppler noch 1n der Wahlnacht, Pal-
ziehung ihrer Kınder nach den Grundsätzen ıhres ]au- teipolitische Unabhängigkeit gegenüber der Kirche demon-
ens und ıhrer Weltanschauung erlauben“. Wer dieses strierend, erklärten, S1e hätten, falls Rat gefragt, VO  3

Recht ANLASTE und jede Bildungseinrichtung VO Kınder- einem solchen Hırtenwort abgeraten.
garten bıs ZUT Uniiversıität monopoliısieren wolle, „greıte Der mehr der wenıger POSLELV oder negatıv wirksame
dıie Fundamente A auf denen HSE treiheıitliche Ord- polıtische Eftekt dürfte diesem Vorgang ohl auch
NUuns auftbaut“. FEın staatliches Bildungsmonopol entspreche nıcht das Entscheidende se1n. Für ıne künftige kırch-
nıcht den Ertordernissen einer treiheitlichen Ordnung. ıche Orientierung iın polıtischen Tages- un Grundsatz-
Deswegen erwarteten die Bischöfe ınsbesondere die Aat- fragen, besonders für das Verhältnis VOIl Kirche un Par-
lıche Förderung V“O  S Schulen ın freier Trägerschaft und teıen, dürfte vielmehr dreierlei überlegenswert werden.
die Bereitstellung VO  a} finanziellen Miıtteln iın gleicher rstens tällt Au mi1t welcher Vehemenz bischöfliche Er-
Ööhe W1e „für seıne eigenen Schulen“. Vor drohender klärungen immer noch 1N der Schulfrage echten. 7 weıtens
Monopolisierung aArnten die Bischöfe auch 1n dem wel- weısen vielerlei AÄufßerungen 1mM kırchlichen Bereich auf eın
ten Bereıich, in der Publizistik: APür den einzelnen Bürger unterschwelliges, He selten laut ausgesprochenes IJnbe-
1Ur schwer erkennbDare un VO  ; ıhm kaum beeinflus- hagen se1it dem Regierungswechsel iın Bonn hın, das sıch
sende Kräfte haben durch die Massenmedien des Rund- beide Regierungsparteıien richtet, ein Unbehagen,
tunks und des Fernsehens die Möglıichkeit, Mens  en; 1n das die SPD als Juniorpartner 1n der Großen Koalıtion
Gruppen der Einrichtungen tendenz1ös herauszustellen, noch nıcht 1n der Weıse einbezogen WAr. Drittens ergıbt

verherrlichen oder verurteıjlen.“ Die Möglichkeit sıch die Frage, W 1e die Kırche ıhren politischen Dienst, den
der Gegendarstellung bleibe tast ohne Bedeutung, 95 dafß S1e nach ıhrem Eigenverständnis auszurichten hat, 1n einer

Gesellschaft und 1n einem Staat versieht, tür den die selbst-der Angegriftene weıithin dem Urteil ein1ıger wenıger
schutzlos ausgeliefert ISt  < Ahnliche Gefahren schaffe die verständliche und allzu bequeme ähe un teilweıse PEI-
wachsende Konzentration der Zeıtungs- UN Buchverlage. sonelle Verquickung VO  e „christlichen“ Parteıen un
Getahr tür die Würde des Menschen sahen die Bischöte Kırche (oder besser „Katholizısmus“) nıcht mehr gilt
1Im dritten Bereıch, dem der öffentlichen Sıttliıchkeit und 1n Zum ersten: Der A4SSLUE schulpolitische Eıinsatz blieb
den Beziehungen zwischen Sıittlichkeit un Recht S1e kon- nıcht aut dıie Bischöte beschränkt. Auch andere katho-
statıerten WwW1e schon der Rat der EKD anläfslich des lısche remıen außerten sıch 1M Sınne der Bischöte. Dıie
25 Jahrestages des Kriegsendes (vgl Herder-Korrespon- 1Oözesanräte der nordrhein-westtälischen Bıstümer hat-
enz ds ]a 274) zunehmende „sittliche Roheit un vÜeCn ün mıt dem Famıiılienbund deutscher Ka-

tholiken NRW und dem Verband Katholischer LehrerZügellosigkeit“ 1m öftentlichen Leben Wer sıch in der
OÖffentlichkeit ZUuUr geschlechtlichen Enthaltsamkeıt, 74008 NR  < bereits Aprıl sieben Thesen Z Schulfrage
ehelichen Treue un ZU Recht der Ungeborenen bekennt, veröffentlicht, die sıch dıe Bischöte 1n den Hauptpunkten

eigen machten: Recht der Eltern auf reie Wahl VOI -musse damit rechnen, „dafß als rückständig verlacht und
verachtet wırd“ Bereıts die Kınder und Jugendlichen schiedener Schularten, Recht der gesellschaftlichen Gruppen,
wolle Ina  = weıthin des gesetzlıchen Schutzes berauben. Schulen 1n treier Trägerschaft errichten, Recht der ber-

führung öffentlicher Schulen in treie Trägerschaft, nab-
Bundespolitischer Hintergrund hängigkeit des freijen Schulträgers 1n der Organısatıon und

ın der Gestaltung der Erziehungsziele un Lehrpläne;
Dıie Bıschöfe erklärten ausdrücklich, gehe ıhnen nıcht volle UÜbernahme der Kosten uch tür die Schulen 1n freier

eine Durchsetzung cAQristlicher Moralgrundsätze MIt Trägerschaft durch den Staat: UÜbernahme ihrer Lehrer in
staatlıchen Miıtteln, „sondern die Siıcherung eines Mın- das Beamtenverhältnis: Garantıe der Mitwirkungsrechte
destmaßes VO  =) Ordnung 1MmM Zusammenleben VOIN Men- der Eltern, Lehrer und Schüler Schulen. Ahnliche
schen“ Dieses Wort der Bischöfe, »das keinen freut“ („Die Forderungen stellte der Dıözesanrat des Bıstums Muüun-
elt VO 28 /0) un das VO  a} manchen als Rückftall ster iın einer eigenen Erklärung, die sıch allerdings nıcht
ıIn den kirchlichen Wahlhiltestil der fünfziger Jahre un auftf die Schulfrage beschränkte, sondern generell Ma{fßnah-
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Inen ablehnte, „die darauf abzielen, den Staat laisıeren einen Strich Aut Menschenrechtskonventionen wırd INnan
un die Kirche in den Kirchenraum zurückzudrängen“. sıch da NUur sehr indırekt erutfen können, un bevor InNnan
Der Diıözesanrat 1mM Bıstum Essen bekundete in einem VO  - „Kulturkampf“ spricht, wırd Man, gerade Aa
eigenen Flugblatt seine volle Solidarität mit dem Wort zistische“ Einflüsse neutralısıeren helfen, ohl as
der Bischöte un! verwahrte sıch ausdrücklich 1l- angestrengter nach der Aufgabe der Kirche in der g-kürliche Auslegungen. Der Vorsitzende der Arbeits- samten Bıldungsreform fragen mussen.
gemeıinschaft Katholischer Eltern un Familien 1mM Erzbis-
D  3 öln un zugleich Chefredakteur der KNA, Krä- Dıie blimatischen Bedingungen ändern sıch
MCY, wandte sıch bei einer Sıtzung der Arbeitsgemein-

Aber Ina  3 hätte vermutliıch nicht heftig die Schulchaft ebenfalls Tendenzen, auch die Grundschulen in
Gemeıinschaftsschulen umzuwandeln, un: bezichtigte SPD frage gekämpft, gäbe se1it der Bıldung der SPD/FDP-
un: FDP, auch die Mitbestimmung der Erziehungsberech- Koalition in onn nıcht eın spürbarer werdendes Unbeha-
tıgten verhindern wollen (nach KNA, /0) Und SCH un: die Furcht auf katholischer Seıte, die jetzigen Re-
Bundeskanzler Brandt sah sıch in seiınem Interview mıiıt gierungsparteıien seien drauf und dran, die Kırche immer
KN.  > kurz VOT den Wahlen die KN hatte MI1It den mehr auf iıhren eigenen Raum zurückzudrängen. Neben
Vorsitzenden aller vier Parteıen Interviews gewünscht, der Schule fürchtet INa  } VOor allem für das treie ohl-
aber 1Ur Brandt un Kıesinger dazu bereit, wäh- fahrtswesen. Die nordrhein-westfälischen Bischöfe spielen
rend Strauß Fragen nach dem Verhältnis Parte1i— auf diesen Sachverhalt Al wenn s1e die für die Schule SC-
Kırche schriftlich beantwortete un: Scheel TYST Sar torderten Grundsätze auf den esamten gesellschafllichen

Bereich angewandt wıssen möchten: auf die Kranken-nıcht reagıerte nıcht gerade treundlichen Fragen des
Interviewers gegenüber, als den Fraktionsvorsitzenden häuser, auf die Einrichtungen der offenen und geschlos-
Rau als „engagıerten Christen“ un „Miıtglıed der Kır- Fürsorge, die Beratungsdienste tür Erziehung, Ehe
chenleitung der Rheinischen Landeskirche“ nachdrücklich un Famıiıulıie SOWI1e auf „alle anderen freien 1enste iM

gesellschaftlıchen Raum In der vorhiın zıtierten Erklä-verteidigte.
Sıcher ISt, dafß 1N Nordrhein-Westfalen die Verwirklı:- rung des Diıözesanrates der Katholiken 1mM Bıstum Muün-
chung des Schulkompromisses des Kabinetts Kühn/Weyer Ster heißt 2 1e€ 1m Schulwesen, verlangen WIr auch

iın den übrigen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens dieVO  — 968/69 gerade hinsichtlich der Zulassung VO  } Kon-
fessionsschulen 1ın treier Trägerschaft wünschen übrig Anerkennung des Prinzıps, daß der Staat 1Ur einzutreten
äßt Sıcher 1St auch, daß die Bischöte un: die sS$1e ntier- hat, keine privaten Inıtiatıven vorhanden sınd. Ka-
stützenden Erklärungen verschiedener katholischer Gre- tholısche Trägergruppen für zentrale Ma{ißnahmen der
miıen nıcht NUur Interessen der Kırche 1m Auge hatten, SO11- Jugendbildung, der Eltern- un: Familienbildung, auf
dern ın einem staatlichen Schulmonopol überhaupt ıne soz1alem Gebiet, 1m Krankenhauswesen und in zahlreichen
Gefahr ür die bürgerliche Freiheit sehen. Uniformierung anderen Bereichen haben Anspruch auf staatliche Unter-
widerspricht 1ın allen Gesellschaftssektoren echter Libe- stutzung.“ Es dürfe nıcht dazu kommen, dafß der Staat
ralıtät. Die Mitwirkung der gesellschaftlichen Gruppen diese Aufgaben siıch zıeht, indem den freien Träger-
1St LUr eftektiv, wWenn auch genügend Freiheitsraum bleibt. gruppen die Mıttel vorenthalte, WI1e leider gelegentlich
Diese Sorge bewegte die Bischöfe auch schon auf dem bereits geschehe. Beispiele solchen Verhaltens seıtens der
Konzzil. Sıe wurde damals VO  ; deutschen un französı- Mınıisterien der VO  m; Minıisterialangehörigen wurden in
schen Bischöten gleich nachdrücklich vorgetragen. Ver- etzter eit hin un wıeder regıstrıert, VOL allem VvVon

gleicht Man aber eın entsprechendes „Statement“ der tran- KNA, die selt dem Regierungswechsel 1M „Katholischen
zösıschen Bıschöte VO November 1969 (Wortlaut ın Intormationsdienst“ MmMI1t Bienenfleiß un Vergrößerungs-
6a Croix“, 11 69), entdeckt INan dort doch glas alles sammelt VO  - Beamtenentlassungen und -VCI-
andere Perspektiven als iın dem Wahlaufruf der nord- Ssetzungen bis den Subventionsveränderungen 1m treien
rhein-westfälischen Bischöfe. Auch dort wird das Recht Wohlfahrtswesen W as ıne antıilıberale oder „antısub-
aut Gründung freier (katholischer) Schulen Uun! deren siıdiäre“ Haltung der Regierung könnte.
Unterstützung durch den Staat betont, aber die französi- Zwei selen hıer erwähnt, da S1e auch 1mM Bundestag ZUr
schen Bischöfe setrizten den Akzent viel stärker auf die Ver- Sprache kamen: die Vergabe VO  — Bundesmuitteln für ZeN-

antwortun der Christen tür alle Schulen. Und Rau trale Mafßnahmen der Eheberatung, Eltern- un Famılien-
konnte sıch miıt seinem Hınvweis auf die Fragwürdigkeit bildung un der 505 Fall Kosmale. Dıe Bundesmiuttel tür
„christlicher“ Reservate durchaus auch auf die Meınung den CNANNTLEN Etatposten wurden 1mM Haushaltsjahr 1970
seiner Kirchenleitung stutzen, die schon 1966 unmißver- ınsgesamt 139/0 angehoben. Nach dem Verteiler-
ständlıch erklärte, „dafß 1n der heutigen Gesellschaft nıcht schlüsse] des Bundesministeriums für Jugend, Famılie und
durch Instıtutionen, die den Namen einer evangelischen Gesundheit sollte der Mehrbetrag ausschließlich der parı-
oder katholischen Bekenntnisschule tragen, sondern NKUT tätischen Trägergruppe iınnerhalb der freien Wohlfahrts-
durch Personen MIt christlichen Überzeugungen die Auf- pflege ZUguLe kommen, während die Zuwendungen
vyabe der christlichen Botschaft in der weltlichen Bıldung die katholische Trägergruppe mMi1t der Begründung, diese
recht erfüllt werden kann  E Dıie Kirche wırd auch — Gruppe habe iımmer schon viele Miıttel erhalten,
billigen mussen, daß der Staat nıcht L1UTLr als Fınancıer, 0/9 gekürzt wurden. Gewiß für nıemanden eın aufregen-
sondern auch für die bestmögliche Organısatıon des der Vorgang, WenNnn nıcht Recht oder Unrecht auf

Schulwesens Erstverantwortlicher 1St Selbst dem Hıntergrund einer möglichen Generalplanung
Kıesinger beantwortete die Frage, ob die CDU 1m Strobel-Ministerium gesehen würde. Dazu kamen

bereit sel, ın Nordrhein-Westfalen die prıyvaten Schulen aber, neben einigen anderen Anzeıchen einer Abkühlung
SCNAUSO behandeln wıe die staatlıchen, 1Ur mıiıt dem der Beziehungen zwıschen den kirchlichen Wohlfahrtsver-
Stofßseutfzer: „Wenn das leicht ware“, un ZOS dann bäinden un: diesem Mınısterium, Äufßerungen des jetzıgen
sehr schnell 7wischen Konftessionsschule un Elternrecht Abteilungsleiters Famılienpolitik 1M yleichen Minıiste-
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r1um VOTL einem Gesprächskreis der Struktur-Kommission sichtlich nıcht immer genügend unterscheidet (vgl auch ds
der remischen Evangelischen Kırche, die noch VOTLT dem Heft, 314) Daraus erklärt sıch nıcht 1Ur manches angst-
Amtsantrıitt Kosmales 1mM Mıniısterium gefallen . iıche Reagıeren auf ideologiegebundene Außerungen ın
Kosmale verwıes die kirchlichen Wohlfahrtsverbände recht den Reihen VO SPD un: FDP, wobei INa  = sich 1mM Falle
deutlich autf das Altenteıl, allerdings nıcht, W 455 gelegent- der SPD schwer CUL, 7zwischen der Gesamtparteı, deren
lıch übersehen wurde, Aaus Gründen der Parteipolitik oder Führung und kämpferischen Einzelstimmen unterschei-
des Staatskirchenrechts, sondern mıt sozialemanzipatori- den, sondern auch manche Kritik globalen Reform-
schen. Argumenten: Der Klıent des Wohlfahrtswesens unternehmen 1m vorparlamentarischen Raum: beispiels-
werde in den siebziger Jahren seinen Anspruch immer welse Strukturplan für das eutsche Bildungswesen,

auf den die Erklärung des geschäftsführenden Ausschussesehr den Staat riıchten; der Rechtsanspruch werde
das Prinzıp der Wohltätigkeit ablösen, die größere An- des ZdK als Rahmen für künftige Wirkmöglichkeiten
onymıtat der öffentlichen and werde gegenüber der Akti- freier Trägergruppen in der Erwachsenenbildung sıch be-
vität der kirchlichen Wohlfahrtsverbände, die Gefahr ruft, durch den aber die Vereinigung deutscher Ordens-
bestehe, auch die Seele mitzuverkaufen, VOrsgczOSCN. Als gymnasıen un -internate die AÄAutonomıie der priıvaten
„Eingeständnis öffentlicher Unzulänglichkeit“ wollte 1n Schulen gefährdet sieht und in dem die bischöflichen Schul-

reterenten nıcht Ur die anthropologische Basıs vermilten,der „privaten“ Wohlfahrtspflege vornehmlich „gesell-
schaftspolitische Verspätungserscheinungen“ sehen. Wäih- sondern auch „pädagogischen Zentralismus“ vermutetfen.
rend Frau Mınıister Strobel, 1MmM Bundestag auf Kosmales
Ausführungen angesprochen, 1n den VO  3 KN.  > (Informa- Muß sıch die Kiırche nNeu orıentieren®tionsdienst, 70) wiedergegebenen Ausführungen ıne
„unzulässige Zusammenziehung VO:  3 Aussagen“ sah, bestä- Das alles sind Symptome für Herausforderungen
tigte Kosmale 1n einem Brief NSCTIEC Redaktion, daß, un: Reaktionen, die zuviel defensive Haltung,
von einzelnen Fehlern aBgesehen, die Tendenz des Vortrags wenıg Unterscheidung zwiıischen (legıtımen) Eıgeninteres-
richtig wiedergegeben WAar. Dıie „Tendenz“ gipfelte 1n sen un demokratischen Grundforderungen auf kırch-
der Feststellung: 1M Weftrtlauf mi1t der Quanltıtät (1m licher un: 7zwischen Sachnotwendigkeiten und prıimär 1Ur
KNA-Bericht hieflß tälschlicherweise „Qualität“) 5C- ideologisch legitimiertem Anspruch auf seıten der Partei-
wınne der Staat (im Wohlfahrtswesen W 1e 1m Bildungs- kader Dennoch wırd nıemand übersehen, dafß
bereich), 1Ur in seelsorgenahen Bezirken (Schwerstbehin- die Herausforderung die Kırche gemeınt 1ISt un
dertenfürsorge, Sterbehilfe), mehr Beistand als daß s1ie Konsequenzen haben WIrd. Blofße Abwehr un!

Helfen un Heilen gehe, hätten die „privaten“ Ver- Klagen über tatsächliche oder mögliche Umverteilungenbände eıne Chance. (Sovıel Raum aßt INa  =) der kırch- staatlicher Zuschüsse helfen nıcht weıter:; auch die Klagenlichen Wohlfahrtspflege auch 1n der restalınısıerten Ische- über Verrohung der öftentlichen Sittlichkeit tühren
choslowakei; vgl ds Heft, 304) nichts, WEnnn nıcht zugleich jene ethischen Imperatıve CI -
Es ISt anzunehmen vers!  1edene AÄußerungen auf dem arbeitet un 1Ns rechtspolitische S piel gebracht werden,
SPD-Parteitag 1n Saarbrücken machten darauf aufmerk- nach denen der dem Anspruch der Mündıigkeit STE-
Sam daß 1n nächster eıt auch das 1962 VO:  - einem MIit hende Zeıtgenosse andeln un die ıhm drohenden Gefah-
absoluter CDU-Mehrkheit ausgestatteten Bundestag VOCI- L1 nıcht 1Ur durch teste Traditionsbestände der mıt dem
abschiedete Bundessozialhilfe- un Jugendwohlfahrts- moralischen Holzhammer aADwenren kann.
geseLZz (vgl Herder-Korrespondenz Jhg., 570 das Wır werden kirchlicherseits jedenfalls ZUr Kenntnıiıs neh-

„substantieller“ Bestätigung durch das Bundesvertas- inen mussen: Mıt dem Regierungswechsel in Bonn, der
sungsgericht sozialdemokratischen Kommunen un Län- zeıtlich MIit der endgültigen Emanzıpıijerung der „“ -Par-
derregierungen nıe recht behagen wollte, wıeder mehr 1Ns teıen VO  - der Kırche parallel erfolgte, ISt auch die Kirche
Schußfeld gerat und damıt auch die sozialtheoretische Ba- 1N Deutschland dem säkularisierten Staatsverständnis un
S15 der tradıtionellen kirchlichen Strategıe 1 Verhältnis der Gesellschaftspraxis, die einer Jahre regierenden
Kırche, Gesellschaft un: Staat das Subsidiaritätsprinzip, CDU/CSU institutionell verdeckt WAaflt, direkter konfron-
das sıch nach Meınung VO  3 Kosmale mıiıt der eıt aller- tlert. Die Kirche wırd daraus die Lehre zıehen haben,
dings vVvon selbst erledigen werde. Auch in anderen Bereı1- daß S$1Ee sıch wenıger ın geschlossenen, staatlich geschütz-chen kündigen sıch Kontroversen Der geschäftsfüh- ten Institutionen wıird behaupten können, sondern ihren
rende Ausschuß des ZdK wandte sıch TSLT Anfang Jun1ı ın Auftrag primär 1ın der diakonischen dorge 1ın der (Gesamt-
eıner Erklärung ZUr Erwachsenenbildung Tenden- gesellschaft erfüllen mufß Die Verdrängung Aaus dem
zen ın einzelnen Bundesländern, die VO  3 politischen un öftentlichen Raum wird S1E durch diesen Dienst un durch
gesellschaftlichen Gruppen unterstutzt würden un: »  ıe Konzentratıon auf Eigeneinrichtungen, die durch eın -
einzelnen Eınrichtungen, iıhren Trägern un Verbänden SEMECSSCHNES personelles un ideelles Potential gedeckt sind,
einen Nangemessenen Vorteil gewähren“. urch die Ab- besten vermeiden. Die Kirche wird sıch die renzen
WeErtung der „gruppengebundenen“ gegenüber der „Offent- dieses Potentials Sanz nüchtern eingestehen mussen,

die eıgene Wende Nn Die Motivıerung VO  - Forde-lichen“ Erwachsenenbildung würden wıederum überwun-
den geglaubte Monopolansprüche erhoben. Verstärkt wırd rungen Staat und Parteıen durch den Hınweıis auf die
dieses Unbehagen durch die Angst VOTr einer prıimär bloß TOzent Kirchenangehörigen ın der Bundesrepublik,

die War W1e die Gewerkschaftsmitglieder 1n den Gewerk-technologischen Uun! damıt tast notwendiıg etatistischen
Reformplanung 1m Bıldungs- und Wohlfahrtswesen un: schaften nıcht alle „mitarbeıiten“, ber doch die Kirchen
durch die Erkenntnis, daß Rudimente ayeltanschaulicher ZU den „stärksten gesellschaftlichen Gruppierungen“Vorurteile oder ideologischer Gebundenheit ın den Par- machen geschehen 1n Parallelfragen 1n den zıtlerten
teıen, VOr allem ın den Funktionärskadern, eın Zzäheres KNA-Interviews mi1t Brandt und Kıesinger wirkt
Leben führen, als InNnan ZUr eıt der Großen Koalıtion entlarvend, als da{fß S1e VO  ; Freund un Gegner SC-dachte, wobej INnan zwischen Alt- un: Neuideologen often- OIMmMeN werden könnte.
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